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Aus den Gründen:
Richtig erkannt hat das Kreisgericht zunächst, daß sich 
der Garantieanspruch des Klägers auf §159 Abs. 2 ZGB 
stützt und mithin eine Garantiezeit von drei Monaten gilt. 
Ausgehend von seiner Rechtsauffassung über eine verspä­
tete Geltendmachung des Garantieanspruchs hat es auch 
folgerichtig ohne weitere Verhandlung zur Sache über den 
Anspruch entschieden. Dabei hat es den Rechtsstandpunkt 
vertreten, daß für Garantieansprüche bei Gebrauchtwaren 
die Regelung des § 157 Abs. 1 ZGB, wonach Garantiean­
sprüche bis zu zwei Wochen nach Ablauf der Garantiezeit 
geltend gemacht werden können, nicht anwendbar sei. Dem 
kann nicht gefolgt werden.

Entgegen der Auffassung des Kreisgerichts spricht die 
Systematik des Gesetzes nicht dafür, daß für Gebraucht­
waren die Regelung des § 157 Abs. 1 ZGB nicht gelte. Das 
Gesetz ist vielmehr so angelegt, daß Regelungen, die spe­
zifische Besonderheiten in bezug auf einen Regelungskom- 
plex enthalten, jeweils der geschlossenen Regelung des 
Hauptanwendungsfalls folgen. Die Bestimmung des §159 
Abs. 2 ZGB beschränkt sich daher auf die Festlegung der 
vom Kauf neuer Waren abweichenden Besonderheiten, 
während im übrigen die generellen Regelungen zur Garan­
tie anzuwenden sind. Das betrifft bei gebrauchten Waren 
vor allem die Geltendmachung von Garantieansprüchen.

Auch aus der Art der Regelung der Garantie im ZGB 
ergeben sich keine Anhaltspunkte, die eine unterschied­
liche Handhabung hinsichtlich der Geltendmachung von 
Garantieansprüchen bei neuen und bei gebrauchten Waren 
rechtfertigen könnten. Diese Rechtsauffassung liegt auch be­
reits dem Urteü des Obersten Gerichts vom 10. Mai 1977 
— 2 OZK 12/77 —* zugrunde, in dem § 157 Abs. 1 ZGB bei 
einer gebrauchten Ware angewandt wurde.

Im übrigen sei bemerkt, daß das Kreisgericht seine 
Forderung nach unverzüglicher Geltendmachung des Ga­
rantieanspruchs bei Feststellung eines Mangels ebenfalls 
nur aus § 157 Abs. 1 ZGB ableiten konnte. Dabei hat es 
jedoch nicht beachtet, daß derjenige, der den Garantiean­
spruch nicht unverzüglich nach Feststellung des Mangels 
geltend macht, diesen deshalb nicht schon vor Ablauf der 
Garantiezeit bzw. der in § 157 Abs. 1 Satz 2 ZGB geregelten 
weiteren Zwei-Wochen-Frist verliert. Abgesehen davon, 
daß es in der Regel im Interesse jedes Käufers selbst liegt, 
Garantieansprüche so schnell wie möglich durchzusetzen, 
bleibt ihm die Möglichkeit ihrer Geltendmachung bis zwei 
Wochen nach Ablauf der jeweiligen Garantiezeit unbe­
nommen.

Daraus ergibt sich, daß der Kläger die mit Schreiben 
vom 26. Juli 1976 dem Verklagten am 29. Juli 1976 zur 
Kenntnis gebrachte Garantieforderung rechtzeitig geltend 
gemacht hat. Deshalb wird das Kreisgericht in der erneu­
ten Verhandlung den Garantieanspruch des Klägers nun­
mehr sachlich zu prüfen haben.

* Das Urteil ist in NJ 1977 S. 615 veröffentlicht. - D. Red.

§§ 166 Abs. 5,172 Abs. 1 und 4 ZPO.

Die für die Vollstreckung zu erhebende halbe Gebühr rich­
tet sich nach dem Wert des zu vollstreckenden Anspruchs. 
Bei der Vollstreckung der Räumung einer Wohnung auf 
Grund eines aufgehobenen Mietverhältnisses ist der Ge­
bührenberechnung der einjährige Mietbetrag zugrunde zu 
legen.

OG, Urteil vom 29. September 1977 - 2 OZK 48/77.

Das Kreisgericht hat die der Gläubigerin vom Schuldner 
zu erstattenden Kosten der Vollstreckung auf 100 M fest­
gesetzt. Die Beschwerde des Schuldners hat das Bezirks­
gericht abgewiesen.

Gegen den Beschluß des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, 
der Erfolg hatte.

Aus den Gründen:

Das Bezirksgericht hat nicht beachtet, daß die der Gläu­
bigerin vom Kreisgericht berechnete und ihr nach dem 
Kostenfestsetzungsbeschluß vom Schuldner zu erstattende 
Vollstreckungsgebühr auf einem unrichtigen Gebührenwert 
beruht. Nach § 166 Abs. 5 ZPO wird für die Vollstreckung 
eine halbe Gebühr nach dem Wert des zu vollstreckenden 
Anspruchs erhoben. Weder aus dem Kostenfestsetzungs­
beschluß noch aus dem Beschluß des Bezirksgerichts ergibt 
sich die Höhe des Gebührenwerts. Auch aus den Voll­
streckungsunterlagen des Kreisgerichts ist der Gebühren­
wert nicht ersichtlich.’ Im Räumungsprotokoll heißt es 
lediglich „Vollstreckung gemäß § 166 ZPO ... 100 M“.

Der Gebühr von 100 M ist zu entnehmen, daß ihr ein 
Gebührenwert von 4 000 M zugrunde liegt. Dieser Wert ist 
unzutreffend. Wenn nach der Vorschrift des § 166 Abs. 5 
ZPO für die Vollstreckung eine halbe Gebühr nach dem 
Wert des zu vollstreckenden Anspruchs erhoben wird, dann 
ist das z. B. bei der Vollstreckung der Räumung einer 
Wohnung auf Grund eines aufgehobenen Mietverhältnisses 
der Wert einer einjährigen Verpflichtung, also des ein­
jährigen Mietbetrags (§ 172 Abs. 1 Ziff. 1 ZPO). Der Wert 
des zu vollstreckenden Anspruchs auf Räumung der Ehe­
wohnung durch den hierzu verpflichteten Ehegatten ergibt 
sich aus § 172 Abs. 1 Ziff. 1 und 4 ZPO.

Das bedeutet für den vorliegenden Fall: Der Schuldner 
nutzte in der früheren Ehewohnung ein Zimmer. Nach den 
von ihm nicht bestrittenen Angaben in der Ehescheidungs­
klage handelte es sich bei der Ehewohnung der früheren 
Prozeßparteien um eine Vier-Zimmer-Wohnung zum Miet­
preis von 86,80 M. Der Gebührenwert beträgt danach ein 
Viertel des einjährigen Mietbetrags. Das sind 260,15 M. 
Dieser Betrag ist für die Berechnung der Gerichtsgebühr 
auf einen durch 100 M teilbaren Betrag aufzurunden (§ 165 
Abs. 1 ZPO), das sind 300 M. Die volle Gebühr beträgt da­
nach 5 Prozent von 300 M = 15 M, die halbe Gebühr für 
die Vollstreckung 7,50 M.

Dieser richtigen Kostenfestsetzung steht auch nicht ent­
gegen, daß die Gläubigerin die ihr in Rechnung gestellte 
falsche Gebühr von 100 M bereits entrichtet hat Ihr ent­
steht dadurch kein Nachteil. Der zuviel gezahlte Betrag 
von 92,50 M ist ihr nach Berichtigung der Kostenrechnung 
gemäß §§ 3 Abs. 1, 11 Abs. 1 der AO über die Erhebung, 
Stundung und den Erlaß von Kosten der Bezirksgerichte, 
Kreisgerichte und Staatlichen Notariate — Justizkosten­
ordnung — vom 10. Dezember 1975 (GBl. 1976 I S. 11) zu­
rückzuzahlen.

§ 101 ZGB.

Die Instandhaltungspflicht des Vermieters gemäß § 101 ZGB 
umfaßt auch die Finanzierung des Materials für Klein­
reparaturen an Wohnungseinrichtungen, die im Eigentum 
des Vermieters stehen (hier: Bezahlung von Sichtscheiben, 
die in einem Dauerbrandofen ersetzt werden mußten).

BG Karl-Marx-Stadt, Urteil vom 30. März 1977 — 4 BZB 
46/77.
Der Kläger ist Mieter im Wohngrundstück des Verklagten 
(VEB Gebäudewirtschaft). Er hat für den zu seiner Woh­
nung gehörenden Dauerbrandofen, der Eigentum des Ver­
klagten ist, einen Satz von 10 Sichtgläsern zum Preis von 
18.50 M besorgt. Die Auswechselung der Sichtgläser war 
erforderlich, weil vier von acht Gläsern bei normalem Ge­
brauch des Ofens gesprungen waren. Der Verklagte hat 
die Bezahlung der Gläser abgelehnt, weil für derartige 
Kleinreparaturen und für die Ersetzung kurzlebiger Wirt­
schaftsgüter der Mieter selbst aufzukommen habe.

Der Kläger hat mit der Klage beantragt, den Verklag­
ten zur Zahlung von 18,50 M an ihn zu verurteilen.

Das Kreisgericht hat antragsgemäß entschieden.


